
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Michael Bernhard, Kolleginnen und Kollegen 
betreffend Bessere Kontrollsysteme bei der Familienbeihilfe 

--

Der Rechnungshof hat in seinem Bericht Reihe BUND 2018/36 die Auszahlungspra­
xis, Kontrollsysteme, Kosten und Ziele der Familienbeihilfe unter die Lupe genom­
men. Dabei sind unter anderem teils grobe Mängel im Bereich der Kontrolle von An­
spruchsvoraussetzungen und damit Auszahlungen festgestellt worden. Die Familien­
beihilfe macht den größten Teil der österreich ischen Familienleistungen aus - jährlich 
werden zwischen 1,7 und 1,8 Mrd Euro an Familienbeihilfen ausbezahlt; im Jahr 
2017 waren es laut Statistik Austria rund 1,75 Mrd Euro. 

Insgesamt machen Familienbeihilfe und der Kinderabsetzbetrag (der in der Regel ge­
meinsam mit der FBH ausbezahlt wird) rund 6% der Gesamtausgaben des Bundes 
aus. Angesichts des hohen Auszahlungsvolumens sind die aufgedeckten Mängel, 
was die Auszahlung der Familienbeihilfe angeht, absolut intolerabel und entsprechen 
in keinster Weise dem Ansinnen einer zielgerichteten und treffsicheren Familienför­
derung. 

Unter anderem hielt der Rechnungshof folgendes fest: 

• "Aufgrund des Auszahlungsvolumens (2016: 4,770 Mrd. EUR - Anm. Familienbei­
hilfe zzügl. Kinderabsetzbetrag) und der Bedeutung der Familienbeihilfenzuerken­
nung auch für andere staatliche Leistungen war die Funktionsfähigkeit der Kon­
trollmechanismen im Familienbeihilfeverfahren von besonderer Bedeutung. Bei in 
Österreich lebenden österreichischen Staatsangehörigen erfolgten in der Regel 
18 Jahre keine Kontrollen des Weiterbestehens der Anspruchsvoraussetzungen; 
bei in Österreich lebenden EU-/EWR-Staatsangehörigen wurden - je nach 
Länge des Aufenthalts in Österreich - in der Regel 13 Jahre bzw. 18 Jahre keine 
Kontrollen vorgenommen. Damit war es möglich, dass die Finanzämter Familien­
beihilfe ungerechtfertigt für einen langen Zeitraum ausbezahlten, wobei aufgrund 
der - grundsätzlich - fünf jährigen Verjährungsfrist auch keine Möglichkeit mehr 
bestand, den vollen Betrag zurückzufordern. 

• Die Prozesse im Familienbeihilfeverfahren erfolgten zum großen Teil nicht auto­
matisiert. Die bestehende IT -Applikation bot keine Möglichkeit zu automatisierten 
Kontrollabgleichen mit anderen Datenbanken. Das Bundesministerium für Fami­
lien und Jugend und das Bundesministerium für Finanzen konnten damit das Po­
tenzial für eine adäquate Kontrollintensität wie auch das Potenzial für Effizienzge­
winne in der Verwaltung nicht nutzen. 

• Die Entwicklung und Implementierung einer zeitgemäßen, den aktuellen Kontroll­
und Informationsanforderungen entsprechenden IT -Applikation für die Familien­
beihilfe war Anfang 2017 - und damit 15 Jahre nach den ersten Planungen -
immer noch nicht über das Planungsstadium hinausgekommen. 

• Das Bundesministerium für Familien und Jugend und das Bundesministerium für 
Finanzen hatten sich auch nicht mit anderen Möglichkeiten auseinandergesetzt, 
einen Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen zeitnahe zu erkennen; so bestan­
den keine Überlegungen zu übergeordneten Kontrollroutinen mit regelmäßigen 
nicht-automatisierten Datenabgleichen mit Datenbanken anderer Behörden. Die 
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im Zuge der Gebarungsüberprüfung vom RH an hand von Zufallskriterien ausge­
wählten ( . . . ) Beispielfälle belegten die Wahrscheinlichkeit von zum Auszahlungs­
zeitpunkt unrichtigen Auszahlungsbeträgen. " 

Dass ein Datenabgleich und -austausch zwischen der Familiensektion und der aus­
zahlenden Stelle nach wie vor nicht digital und automatisiert erfolgt, ist ein Armuts­
zeugnis und zeigt einmal mehr, wie dringend notwendig ein Update in der österreichi­
schen Verwaltung ist. 

Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 
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Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung, insbesondere die Bundesministerin für Frauen, Familien und 
Jugend, wird aufgefordert, die Empfehlungen des Rechnungshofes betreffend "Fami­
lienbeihilfe - Ziele, Zielerreichung, Kosten und Kontrollsystem" (Reihe BUND 
2018/36), insbesondere die Entwicklung und Implementierung einer IT -Applikation 
für die Familienbeihilfe, die einen automatisierten Abgleich mit relevanten Datenban­
ken und dadurch bessere Kontrollmöglichkeiten ermöglicht, unverzüglich umzuset­
zen." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss für Familie und Jugend 
vorgeschlagen. 

/ 

/ 
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